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Erstmals seit einigen Jahren - zuletzt war dies 1989 der Fall - kam der Europäi-
sche Rat im Jahr 1995 nur zweimal zusammen, zu seinen regulären Tagungen gegen
Ende der französischen Präsidentschaft am 26.121. Juni in Cannes und gegen Ende
der spanischen Präsidentschaft am 15716. Dezember in Madrid1. Eine Sondersit-
zung wurde nicht einberufen, dafür trafen sich die Staats- und Regierungschefs am
9. Juni in Paris und am 22723. September auf Mallorca im informellen Kreis. Das
Treffen in Paris war dabei nicht mehr als ein Ersatz für die traditionelle Haupt-
stadtrundreise des amtierenden Ratsvorsitzenden im Vorfeld eines Gipfels, die der
erst am 17. Mai in einer Stichwahl gewählte neue französische Staatspräsident Jac-
ques Chirac aus Zeitgründen nicht mehr vornehmen konnte. Der informelle Gipfel
auf Mallorca hatte hingegen mehr den Charakter einer Klausurtagung, ging es doch
darum, einmal „ganz unter sich" über die Ziele und Inhalte der Regierungskonfe-
renz zur Revision des Vertrages von Maastricht zu beraten. Schlußfolgerungen
wurden dementsprechend auf diesen beiden Treffen der Staats- und Regierungs-
chefs nicht verabschiedet.

Die durch Wahltermine und innenpolitisch zum Teil schwer angeschlagene
Regierungschefs geprägte, insgesamt wenig ertragreiche Arbeit des Europäischen
Rates im Jahr 1994 wurde im Jahr 1995 nahtlos fortgeführt. Wie im Vorjahr war es
dabei vor allem der Handlungsrahmen der amtierenden Vorsitzenden, der von vorn-
herein kaum auf wegweisende Beschlüsse des Europäischen Rates hoffen ließ. Der
frisch gewählte französische Präsident, dessen europapolitisches Credo ohnehin
als eher fragwürdig und für die Partner unkalkulierbar erschien, hatte sich durch
die Wiederaufnahme der Atomversuche auf Mururoa aus der Sicht zumindest eini-
ger Staaten ins politische Abseits gestellt. Der spanische Ministerpräsident Felipe
Gonzales war vor dem Hintergrund zahlreicher Korruptionsfälle und politischer
Skandale in der Regierung und seinem persönlichen Umfeld ebenfalls kaum bewe-
gungsfähig und wäre wohl zu vorgezogenen Neuwahlen gezwungen gewesen, hätte
es nicht eine Art innenpolitischen Stillhaltepakt gegeben, um die spanische Rats-
präsidentschaft so ordentlich wie möglich über die Bühne zu bringen. Schließlich
war es vor allem dem britischen Premier John Major nicht möglich, zu einer erfolg-
versprechenden Arbeit im Europäischen Rat beizutragen. Seine parlamentarische
Mehrheit hatte im ersten Halbjahr 1995 weiter ab-, parallel dazu seine Abhängig-
keit von den sogenannten „Euroskeptikern" in der Konservativen Partei zugenom-
men. Nach seinem taktischen Rücktritt vom Parteivorsitz am 22. Juni - kurz vor
Cannes - stand am 4. Juli die Neuwahl an, bei der er sich in der Person des Her-
ausforderers John Redwood gerade einem Exponenten des starken euroskeptischen
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rechten Flügels in seiner Partei gegenüber sah. Sogar Präsident Chirac gab nach
dem im Grunde gescheiterten Versuch, in Cannes eine Lösung des EUROPOL-
Problems herbeizuführen, auf einer Pressekonferenz zu, man habe Major „nicht im
Wege stehen" wollen2.

So ließen die Voraussetzungen kaum auf nennenswerte Fortschritte hoffen, doch
lagen dem Europäischen Rat eine Reihe von wichtigen Dossiers zur Begutachtung
oder Entscheidung vor. Zu nennen sind hier vor allem die Wirtschafts- und
Währungsunion, die Regierungskonferenz 1996, die Aufteilung der finanziellen
Mittel für die Außenbeziehungen der Union, EUROPOL und das Thema Beschäf-
tigung, das seit dem Europäischen Rat in Essen zum medienwirksamen Dauer-
thema avanciert ist.

Wirtschaft, Währungsunion und Beschäftigung

Im gesamten Bereich der Wirtschafts-, Währungs- und Beschäftigungspolitik
konnte der Europäische Rat im Jahr 1995 nur auf seiner Tagung in Madrid im
Dezember eigene Schwerpunkte setzen. Hierbei ging es um das Szenario für die
Einführung einer einheitlichen Währung in der dritten Stufe der WWU. Für Can-
nes waren entgegen den Hoffnungen der französischen Präsidentschaft und trotz
der Vorlage eines entsprechenden Grünbuchs der Kommission die Vorarbeiten noch
nicht weit genug gediehen. So bekräftigte dieser Rat nur das Datum 1.1.1999 als
spätesten Termin für den Übergang zur EinheitsWährung und bat um die Erarbei-
tung eines „Referenzszenarios" für die Einführung der einheitlichen Währung für
die Dezembertagung in Madrid. Dieses Szenario konnte auf der Tagung des Rates
ECOFIN am 27.11.1995 so weit ausgearbeitet werden, daß den Staats- und Regie-
rungschefs (nur) noch drei ganz konkrete „politische" Punkte zur Begutachtung
vorgelegt werden mußten3.

Bei diesen Punkten handelte es sich um den Namen der Währung, um den Ter-
min für die Entscheidung, welche Länder zum Eintritt in die dritte Stufe bereit
sind, und um die Frage der Schuldenemission der öffentlichen Hände in einer Über-
gangsphase zwischen Eintritt in die dritte Stufe der WWU und der vollständigen
Einführung der einheitlichen Währung. Diese Fragen konnten vom Europäischen
Rat gelöst werden, wobei vor allem die Einigung auf den Namen „Euro" als Durch-
bruch in einer überaus sensiblen und zuvor äußerst umstrittenen Frage betrachtet
werden darf.

Was jedenfalls öffentlich kaum wahrgenommen wurde war die in Madrid still-
schweigend getroffene Übereinkunft, den im EG-Vertrag als ersten möglichen Ter-
min für die grundsätzliche Entscheidung zum Übergang in die dritte Stufe der
WWU genannten 31.12.1996 (Art. 109j Abs. 3) verstreichen zu lassen und unmit-
telbar den im Art. 109 j Abs. 4 vorgesehen automatischen Beginn der dritten Stufe
am 1.1.1999 anzupeilen. Das vielleicht brisanteste Thema im Bereich WWU - das
Verhältnis zwischen den „Ins" und „Outs" - sorgte nur im Vorfeld des informellen
Treffens auf Mallorca für Schlagzeilen, nachdem am 20.9.1995 angebliche Äuße-
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rungen von Finanzminister Waigel bekanntgeworden waren, Italien werde nicht
gleich zu Beginn an der dritten Stufe teilnehmen können; Bundeskanzler Kohl lei-
stete dann auf Mallorca entsprechende Abbitte4. Im übrigen wurde die Frage nach
den Beziehungen zwischen „Ins" und „Outs" vor allem vom italienischen Mini-
sterpräsidenten Dini in Madrid zwar thematisiert, aber vom Europäischen Rat noch
nicht erörtert; ein von der Kommission hierzu erstellter Zwischenbericht an den
Europäischen Rat wurde in den Schlußfolgerungen nicht einmal erwähnt und auch
nicht in den Anhang aufgenommen5.

Alle übrigen Fragen insbesondere im Bereich Beschäftigungspolitik stellten hin-
gegen keine Schwerpunktthemen der Tagungen des Europäischen Rates dar, auch
wenn sie in den jeweiligen Schlußfolgerungen des Vorsitzes stets zuvorderst an
prominenter Stelle abgehandelt wurden. Die Staats- und Regierungschefs nahmen
zwar zahlreiche Berichte entgegen - darunter auch die Berichte der beiden vom
Europäischen Rat selbst eingesetzten Gruppen zur Deregulierung (Molitor-Gruppe)
und zur Förderung der europäischen Wettbewerbsfähigkeit (Ciampi-Gruppe) - ,
setzten jedoch keine eigenen Akzente. Erwähnenswert ist nur, daß es den Räten
ECOFIN sowie Arbeit und Soziales in Vorbereitung des Europäischen Rates von
Madrid erstmals gelang, einen gemeinsamen Bericht über die Beschäftigung vor-
zulegen, der nach mühevoller Abstimmung im ECOFIN-Rat am 27.11.1995 und
im Rat Arbeit und Soziales am 5.12.1995 gebilligt wurde6. Es sei hinzugefügt:
Ebenso knapp, ausgewogen und unverbindlich fiel der Bericht aus.

Auch bei den transeuropäischen Netzen konnte der Europäische Rat keine neuen
Impulse geben, insbesondere die Frage der Finanzierung blieb weiter ungeklärt.
Der von der Kommission für Madrid vorgelegte Fortschrittsbericht7 wurde in den
Schlußfolgerungen des Vorsitzes nicht einmal offiziell zur Kenntnis genommen.
Von der in Essen gefundenen Kompromißformel, den ECOFIN-Rat zu bitten, auf
Vorschlag der Kommission einen Beschluß über die „Ergänzung" der in der Haus-
haltslinie „Netze" verfügbaren Mittel zu fassen und die vorrangigen Projekte jeden-
falls nicht an der Finanzierung scheitern zu lassen, war nichts mehr übriggeblie-
ben. Im ECOFIN-Rat war hierüber vor allem auch gegen Deutschland keine Eini-
gung zu erzielen. In Cannes lautete die neue Philosophie, die Kommission möge
prüfen, ob die Durchführung der Projekte auch bei Kostensenkungen möglich sei.
Zudem wurde im Jahr 1995 deutlich, daß die Definition vorrangiger Projekte durch
den Europäischen Rat in Essen insofern ein kurzsichtiger Durchbruch war, als das
Europäische Parlament - das im Rahmen des Mitentscheidungsverfahrens zu betei-
ligen ist - sich verständlicherweise nicht an eine solche „Entscheidung" gebunden
fühlte. Das Leitbildschema war auch Ende 1995 noch nicht verabschiedet, die
transeuropäischen Netze waren insgesamt - finanziell und planerisch - auf der
Strecke geblieben.
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Innen- und Justizpolitik

Die Innen- und Justizpolitik stand wegen des andauernden Konflikts um die EURO-
POL-Konvention im Zentrum des politischen Interesses auf dem Europäischen Rat
in Cannes. Nachdem alle Klärungsversuche im Vorfeld - zuletzt im Rat Justiz und
Inneres am 20./21.6.1995 - gescheitert waren und John Major schon aus innenpo-
litischen Gründen nicht von der britischen Haltung zur Einbeziehung des Europäi-
schen Gerichtshofs in die Konvention abweichen konnte, war auch in Cannes nicht
mehr als ein zweifelhafter Scheinerfolg zu erwarten und zu erzielen.

Die in Cannes gefundene Scheinlösung bestand darin, die Frage der Rolle des
EuGH bei Vorabentscheidungen im Rahmen von EUROPOL bis zur Tagung des
Europäischen Rates im Juni 1996 hinauszuschieben, in der Zwischenzeit allerdings
die Konvention zu zeichnen (was am 26. Juli erfolgte8) und den nationalen Parla-
menten zur Ratifizierung vorzulegen9. Da jedoch sowohl der niederländische Pre-
mier Wim Kok als auch der luxemburgische Ministerpräsident Jean-Claude Juncker
schon in Cannes ankündigten, das Ratifizierungsverfahren vor Klärung der EuGH-
Problematik nicht einleiten zu wollen und John Major betonte, niemand solle mit
einem britischen Gesinnungswandel innerhalb eines Jahren rechnen, lief selbst die-
ser Scheinkompromiß in die Leere. Die Ratifizierung steht weiterhin aus, selbst
das Europäische Parlament hat Anfang 1996 den nationalen Parlamenten empfoh-
len, von einer Ratifizierung des Übereinkommens abzusehen, bis dem EuGH ent-
sprechende Vorabentscheidungskompetenzen übertragen worden sind10. Was über
diesen Grundstreit etwas unterging war die Tatsache, daß die in Cannes gefundene
Scheinlösung gleichzeitig erstmals ein „opting in" von vierzehn Mitgliedstaaten
beinhaltete, die sich in einem Anhang zu Art. 40 des Übereinkommens dazu ver-
pflichtet haben, bei gegenseitigen Streitigkeiten nach Ablauf einer sechsmonatigen
Verhandlungsperiode den EuGH einzuschalten. Insofern konnte der Europäische
Rat in Cannes das EUROPOL-Problem zwar letztlich in keiner Weise lösen, doch
hat er einen Präzedenzfall für eine neue Form von „Flexibilität" im Integrations-
prozeß geschaffen. Die Bemühungen, im zweiten Halbjahr 1995 im Hinblick auf
Madrid Fortschritte in der EuGH-Problematik zu erzielen, waren vergebens.

Der dem Europäischen Rat in Madrid vorgelegte jährliche Bericht über den
Stand der Arbeiten in der dritten Säule ebenso wie die Sonderberichte der Sachver-
ständigengruppe „Drogen" konnten nicht verhehlen, daß im Bereich Inneres und
Justiz insgesamt wenig Fortschritte zu verzeichnen waren. Das betraf auch die
Arbeit der vom Europäischen Rat im Juni 1994 in Korfu eingesetzten Beratenden
Kommission „Rassismus und Fremdenfeindlichkeit". War zunächst vorgesehen,
schon in Cannes auf der Grundlage des Schlußberichts dieser Kommission vom
7.4.1995 eine umfassende Strategie zu beschließen, konnte der Europäische Rat
schließlich weder in Cannes noch in Madrid eine Einigung erzielen und die Bera-
tende Kommission lediglich ersuchen, ihre Arbeit fortzusetzen und (so in Cannes)
gemeinsam mit dem Europarat die Möglichkeit der Einrichtung einer Europäischen
Beobachtungsstelle für rassistische und fremdenfeindliche Phänomene zu prüfen.
Erneut war es Großbritannien, das die Ergebnisse der Beratenden Kommission
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nicht mittragen konnte. In diesem Fall wohl aber zum Teil aus guten Gründen, wie
schon in dem Sondervotum des britischen Mitglieds der Kommission, Baroness
Fiather, nachzulesen ist: Trotz zahlreicher anderer Empfehlungen erschöpft sich
der Bericht letztlich in der Forderung nach einer ausdrücklichen EU-Kompetenz in
diesem Bereich. Gegen den Mangel an Pragmatismus, schon im Rahmen der beste-
henden Möglichkeiten konkret zusammenzuarbeiten, aber auch gegen die Forde-
rung an sich, regte sich der britische Widerstand. Ebenso verweigerte sich Großbri-
tannien noch auf dem Europäischen Rat in Madrid einer Gemeinsamen Maßnahme
im Sinne von Art. K.3 EUV, die der spanische Vorsitz vorgeschlagen hatte, auf-
grund der Verbindlichkeit eines solchen Rechtsaktes.

Außenbeziehungen

Im Bereich der Außenbeziehungen setzte der Europäische Rat nur wenige Akzente.
Die Beziehungen zu den mittel- und osteuropäischen Staaten nahmen trotz der
Begegnung mit deren Staats- und Regierungschefs sowohl in Cannes als auch in
Madrid nur eine untergeordnete Rolle ein. Der spanische Ministerpräsident hatte
zunächst sogar beabsichtigt, keine Einladung für den Gipfel in Madrid auszuspre-
chen, da im Rahmen des „strukturierten Dialogs" von Essen nur ein Treffen auf
der Ebene der Staats- und Regierungschefs pro Jahr vorgesehen sei1'. Da Gonzalez
andererseits die türkische Ministerpräsidentin Ciller unbedingt einladen wollte
(und das gegen ein griechisches Veto letztlich nur konnte, weil er nicht die Mini-
sterpräsidentin, sondern die „Privatperson" Tansu Ciller einlud), war deutlich, daß
auch in dieser Frage ein Konflikt Mittelmeer gegen Ost- und Mitteleuropa bestand.
Die Zahl der Staats- und Regierungschefs war während der Treffen mit den assozi-
ierten Staaten mit Beitrittsoption im übrigen nach der Erweiterung und der Unter-
zeichnung der Europaabkommen mit den drei baltischen Staaten am 12.6.1995 -
noch vor Cannes - auf 26 angewachsen, so daß diese Begegnungen schon fast
einem gesamteuropäischen Gruppenbild glichen.

Der Europäische Rat nahm zwar von verschiedenen Berichten im Rahmen der
in Essen beschlossenen „Heranführungsstrategie" Kenntnis12, setzte sich mit ihnen
aber nicht näher auseinander. Im Hinblick auf Malta und Zypern allerdings - zum
Ärger mancher mittel- und osteuropäischen Kollegen, die sich ähnliche Festlegun-
gen wünschten13 - beschloß der Europäische Rat in Cannes erstmals, die Beitritts-
verhandlungen sechs Monate nach Abschluß der Regierungskonferenz zu be-
ginnen.

Auch andere Fragen der Außenbeziehungen nahmen keinen zentralen Platz ein.
Schon auf dem informellen Treffen in Paris war - „spontan und einstimmig", wie
Präsident Chirac betonte14 - der frühere schwedische Ministerpräsident Carl Bildt
als Nachfolger von Lord Owen zum EU-Vermittler im früheren Jugoslawien
bestimmt worden; nennenswerte politische Initiativen der EU blieben hingegen
aus. Eine intensivere Erörterung der Beziehungen zur Ukraine - ein Dauerthema
der vergangenen Jahre - war durch die Ankündigung des ukrainischen Präsidenten
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Kutschma am 13.4.1995 im Rahmen eines Treffens mit der EU, das Kernkraftwerk
in Tschernobyl nach einem festen Zeitplan bis zum Jahr 2000 stillzulegen, trotz
damit verbundener neuer finanzieller Forderungen nicht mehr erforderlich. Auch
das Interimsabkommen zur Umsetzung des Partnerschafts- und Kooperationsver-
trages mit der Ukraine konnte nach Einigung über die letzten Probleme schon am
1.6.1995 unterzeichnet werden.

Mit der Entscheidung, sich angesichts von „Fortschritten bei der Lage in Tsche-
tschenien" für die Unterzeichnung des entsprechenden Interimsabkommens mit
Rußland auszusprechen, sorgte der Europäische Rat in Cannes hingegen für Erstau-
nen (die Unterzeichnung erfolgte am 17.7.1995). Die Außenminister jedenfalls
hatten solche Fortschritte bei ihren vorbereitenden Treffen am 29. Mai, am 12. und
22. Juni 1995 (Konklave) noch nicht feststellen können. In Madrid billigte der
Europäische Rat zudem eine vom Rat Allgemeine Angelegenheiten auf Vorschlag
der Kommission (die damit erstmals von ihrem Vorschlagsrecht nach Art. J.8 Abs.
3 EUV Gebrauch machte) vorgelegte „Rußland-Strategie" der Europäischen Union
und stärkte damit Präsident Boris Jelzin vor den am 17.12.1995 stattfindenden Par-
lamentswahlen in Rußland den Rücken.

Zweifellos im Zentrum des außenpolitischen Interesses standen der in Essen
noch bewußt ausgeklammerte Konflikt zwischen den „nördlichen" und „südlichen"
Mitgliedstaaten über die Aufteilung der Mittel für die EU-Außenbeziehungen und
die finanzielle Ausstattung des 8. Europäischen Entwicklungsfonds (EEF) für die
AKP-Staaten.

In Essen hatten sich die Staats- und Regierungschefs nur auf eine „angemessene
Ausgewogenheit" der finanziellen Unterstützung der assoziierten MOE-Staaten
und des Mittelmeerraums einigen können und den für 1995 festgelegten Rahmen
als Mindestgröße auch für die nächsten Jahre bis 1999 vereinbart. Auch vor Can-
nes war eine Einigung nicht in Sicht, da Deutschland den neuen Kommissionsvor-
schlag vom April 1995 (6,7 Mrd. ECU von 1995-1999 für die MOE-Staaten, 5,2
Mrd. ECU für das MEDA-Programm) nicht zu akzeptieren bereit war. Erst im
Außenminister-Konklave am 22.6.1995 konnte schließlich der in den Schlußfolge-
rungen von Cannes festgehaltene Kompromiß gefunden werden15. Deutschland
war es dabei gelungen, den Ansatz für die Mittelmeerstaaten auf 4,685 Mrd. ECU
und damit auf rund 70% der Mittel für die MOE-Staaten zu drücken, während im
Gegenzug im Hinblick auf die jährlichen Tranchen ein schnelleres Anwachsen
zugestanden wurde. Zu erwähnen ist, daß der Beschluß von Cannes in zweifacher
Hinsicht fragwürdig war: Zum einen, weil Griechenland nach dem Neuaufflam-
men des Konflikts mit der Türkei später die MEDA-Verordnung blockierte, zum
anderen, weil ein Arm des Haushaltsgesetzgebers - das Parlament - nicht einmal
konsultiert worden war.

Ein wahres Feilschen fand im Vorfeld von Cannes über die Ausstattung des 8.
EEF statt. Auch hier gelang den Außenministern während des Konklaves am
22.6.1995 nach zahlreichen Beichtstuhlverfahren ein „Durchbruch"16. Eine Eini-
gung auf die vom französischen Vorsitz als Mindestgröße betrachtete Summe von
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13,3 Mrd. ECU für die Jahre 1996 bis 2000, um wenigstens nicht hinter die nomi-
nelle Ausstattung des 7. EEF (1990-1995) zurückzufallen, kam nun dadurch
zustande, daß die drei neuen Mitgliedstaaten und - zur Verärgerung des Europäi-
schen Parlaments - Gemeinschaftsmittel einbezogen wurden. Die Briten konnten
eine kräftige Reduzierung ihres Beitrags durchsetzen, Deutschland stimmte entge-
gen einem ausdrücklichen Kabinettbeschluß, der ein Einfrieren des deutschen Bei-
trags in der Höhe von 2,8 Mrd. ECU vorsah, im Paket mit der erwähnten Reduzie-
rung des MEDA-Programms einer Erhöhung auf 3 Mrd. ECU zu. In Cannes wurde
dieses insgesamt denkwürdige Finanzpaket im Bereich der Außenbeziehungen
schließlich abgesegnet.

Regierungskonferenz

Da die in Korfu (Juni 1994) eingesetzte Reflexionsgruppe ihre Arbeit erst am
2.6.1995 in Messina aufgenommen hatte, konnten vom Europäischen Rat in Can-
nes kaum mehr als zusätzliche Orientierungen für die Arbeit der Gruppe erwartet
werden. Die Schlußfolgerungen des Vorsitzes (Ziffer IV) können insofern als sehr
allgemeine Zusammenfassung der Vorstellungen der einzelnen Mitgliedstaaten
ohne erkennbare Prioritätensetzung gelesen werden. Die inhaltlichen und prozedu-
ralen Konflikte im Rahmen der Regierungskonferenz sind hingegen deutlich her-
auszulesen, etwa auch in der (britisch klingenden) Aufforderung an die Gruppe,
auch solche „Verbesserungen beim Funktionieren der Organe" zu suchen, die
„keine Änderung der Verträge erfordern".

Dem informellen Treffen der Staats- und Regierungschefs auf Mallorca im Sep-
tember 1995 lag zwar ein Zwischenbericht der Reflexionsgruppe vom 24.8.1995
vor, der aber auf Wunsch des Ratsvorsitzenden Felipe Gonzalez nicht ausdrücklich
Gegenstand der Beratungen war. Vielmehr sprach das Einladungsschreiben an seine
Kollegen von einer „einfachen Begegnung auf der Ebene der Staats- und Regie-
rungschefs", ohne feste Tagesordnung, mit dem Ziel eines freien Meinungsaus-
tauschs über die künftige Entwicklung der Union17. Konkretere Ergebnisse sollten
und konnten dabei nicht erzielt werden.

Auch in Madrid gab der Europäische Rat keinen neuen Impuls für die Regie-
rungskonferenz. Der vorliegende Endbericht der Reflexionsgruppe, einschließlich
des als Anlage 15 den Schlußfolgerungen des Vorsitzes beigefügten „politischen"
Teils („Eine Strategie für Europa"), wurde unkommentiert als „gute Grundlage für
die Arbeiten der Konferenz" bezeichnet. Statt inhaltlicher Erörterungen standen in
Madrid prozedurale Differenzen im Mittelpunkt: Die kontroverse Frage nach den
Modalitäten zur Einbeziehung des Europäischen Parlaments in die Konferenz und
zur Unterrichtung der potentiellen Beitrittskandidaten und die Frage, ob die feierli-
che Eröffnung der Regierungskonferenz - die auf den 29.3.1996 in Turin festge-
setzt wurde - auf der Ebene der Regierungschefs oder der Außenminister stattfin-
den solle. Präsident Chirac jedenfalls schloß für sich bereits aus, zu einer reinen
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Schauveranstaltung zu erscheinen, da Staats- und Regierungschefs sich nur ver-
sammelten, um etwas zu beschließen.

Eigentlich kaum erwähnenswert erscheint, daß im Hinblick auf den Europäi-
schen Rat selbst erneut von französischer Seite ein Vorstoß zur Stärkung seiner
Position unterbreitet wurde. Staatspräsident Chirac persönlich war es, der anläß-
lich einer jährlichen Konferenz der Botschafter in Paris vorschlug, dem Europäi-
schen Rat „ein Gesicht und eine Stimme zu verleihen" und damit der Diskussion
über die Einsetzung eines Herrn oder einer Frau GASP eine traditionell französi-
sche Note zu geben18.

Bilanz

Nur im Hinblick auf die Aufteilung der Finanzmittel im Bereich der Außenbezie-
hungen und im Hinblick auf einige praktische Fragen im Zusammenhang mit dem
Übergang zur dritten Stufe der WWU - darunter immerhin die sehr sensible Frage
der Bezeichnung der künftigen europäischen Einheitswährung - konnte der
Europäische Rat in zentralen Fragen wirkliche Entscheidungen treffen und eigene
Akzente setzen. Im übrigen ließe sich formulieren: Außer jeder Menge „Strate-
gien" - die nur notdürftig die Differenzen innerhalb der EU und die politische
Handlungsunfähigkeit mehrerer Mitglieder des Europäischen Rates zu kaschieren
vermochten - nichts gewesen.
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